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Das Scheitern der WTO-Ministerkonferenz in Seattle überschattete im Berichts-
zeitraum die Bemühungen der Union um die WTO-„Millennium Runde". Einige
wichtige Handelspartner schlössen sich jedoch zentralen EU-Positionen für die
Relancierung der Verhandlungen an, und im Ausbau der bilateralen Handelsbezie-
hungen konnten einige beachtliche Fortschritte erzielt werden. Während es in den
Beziehungen zu den USA und Japan bei Teilresultaten blieb, wurden grundlegende
und innovative neue vertragliche Regelungen mit China und Mexiko geschaffen
und mit der MERCOSUR-Gruppe und Chile zumindest angebahnt.

Die Union im Rahmen der WTO: Hürden auf dem Weg zur „Millennium Runde"

Die Welthandelsorganisation (WTO) bleibt für die Union das mit weitem Abstand
bedeutendste weltwirtschaftliche Verhandlungsforum nicht nur zur Erreichung wei-
terer Liberalisierungsfortschritte des Welthandels, sondern auch und zur Prävention
handelspolitischer Konflikte und zur Entwicklung gemeinsamer Lösungsansätze
für grundlegende Probleme des Weltwirtschaftssystems. Dies wurde erneut wäh-
rend des vom 18. bis 20. Juni 1999 in Köln stattfindenden G8-Gipfels deutlich, wo
sich die Staats- und Regierungschefs der vertretenen Mitgliedstaaten zusammen mit
Kommissionspräsident Santer nachdrücklich für einen auf der WTO basierenden
weiteren Ausbau des Welthandelssystems mit neuen Initiativen in den Bereichen
Liberalisierung, Beschäftigung und Entwicklungspolitik einsetzten. Entsprechend
groß war die Bedeutung, die im Berichtszeitraum auf EU-Seite den Vorbereitungen
der nächsten WTO-Verhandlungsrunde (der so genannten „Millennium Round")
beigemessen wurde. Bereits im Vorfeld der dritten WTO-Ministerkonferenz, die
vom 30. November bis zum 3. Dezember 1999 in Seattle stattfand, sprach sich die
Union deutlich für eine kurze, aber über traditionelle Domänen der Handelsliberali-
sierung hinausgehende Runde aus, die auch Regulierungspakete in den Bereichen
Wettbewerb, öffentliches Beschaffungswesen und Investitionen, Maßnahmen in
den Bereichen Umweltschutz und Entwicklungspolitik sowie einen „konstruktiven
Dialog" zu den sozialen Standards der Globalisierung umfassen würde. Dieser sehr
viel breitere Ansatz spiegelte sich auch in der Zusammensetzung der fast hundert-
köpfigen EU-Delegation in Seattle wieder. Diese bestand nicht nur aus drei EU-
Kommissaren (Pascal Lamy, Franz Fischler und David Byrne), zahlreichen Minis-
tern der Mitgliedstaaten und hohen Beamten, sondern auch einer großen Abord-
nung des Europäischen Parlaments, die u.a. auch Vertreter der Ausschüsse für sozi-
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ale Angelegenheiten und Umweltschutz einschloss, sowie (erstmalig) auch aus
mehreren Vertretern von bedeutenden Interessengruppen mit humanitären und sozi-
alen Zielsetzungen und von Gewerkschaftsverbänden.

EU-Chefunterhändler Lamy betonte beim Auftakt der Verhandlungen von
Seattle die Bereitschaft der Union, der Millennium-Runde eine starke entwick-
lungspolitische Dimension zu verleihen, erneuerte das EU-Angebot, den ärmsten
Entwicklungsländern für nahezu alle Produkte zollfreien Zugang zu gewähren und
appellierte an die anderen Mitglieder der so genannten „Quad"-Gruppe (die Ver-
einigten Staaten, Japan und Kanada) sich diesem Ansatz anzuschließen. Die EU-
Position nahm damit zumindest teilweise, wenn auch in weit weniger radikaler
Form, Punkte auf, die während der Ministerkonferenz von den lautstarken und zeit-
weise außerordentlich gewaltsamen Demonstrationen gegen die Effekte der Globa-
lisierung und unkontrollierter weiterer Liberalisierung vorgebracht wurden. Wäh-
rend in Seattle der Ausnahmezustand ausgerufen wurde, legte Kommissar Lamy am
2. Dezember einen von Japan, Ungarn, Südkorea, der Schweiz und der Türkei mit-
unterzeichneten Entwurf für eine Schlusserklärung der Konferenz vor, die versuch-
te eine Brücke zwischen den Prioritäten der Union und den Interessen anderer
Handelspartner in für die Union schwierigen Bereichen wie den Agrarsubventionen
und der Biotechnologie zu schlagen. Der Lamy-Entwurf stieß allerdings bei meh-
reren Mitgliedstaaten wegen angeblich zu weitgehender Konzessionen in den
Bereichen Biotechnologie, Landwirtschaft, Umwelt, soziale Standards und einer
fehlenden Bezugnahme auf den Schutz kultureller Vielfalt auf massive Kritik. Die
Vereinigten Staaten betrachteten die Konzessionsbereitschaft der Union bei den
Agrarsubventionen als ungenügend, zeigten sich ihrerseits in nahezu allen „neuen"
Bereichen der Millennium-Runde wenig kompromissbereit und reagierten auf die
EU-Angebote an die Entwicklungsländer, die für die am wenigsten entwickelten
unter diesen zollfreien Zugang für 99% der Produkte in Aussicht stellten, mit der
„Clinton Initiative", die sich allerdings nur auf 73% der Produkte erstreckte. Das
letztendliche Scheitern der Ministerkonferenz am 3. Dezember, das im Wesent-
lichen auf die mangelnde Kompromissbereitschaft der USA, die Unbefriedigung
der Entwicklungsländer und massive prozedurale Schwächen der WTO zurückzu-
führen war, ersparte der Kommission wahrscheinlich eine massive Konfrontation
mit den Mitgliedstaaten über ein partielles Überschreiten ihres Verhandlungs-
mandates und die Peinlichkeit einer Desavouierung einiger Punkte des Lamy-
Entwurfes durch den Rat.

Nachdem der Europäische Rat in Helsinki im Dezember 1999 das Scheitern der
Ministerkonferenz von Seattle nachdrücklich bedauert hatte, bekräftigte die Union
in den folgenden Monaten mehrfach ihren Willen, trotz des Rückschlages an dem
Ziel eines baldigen Beginns der Millennium-Runde festzuhalten. Kommissar Lamy
legte Ende Januar eine Reihe von Vorschlägen zur Relancierung der Vorbereitungen
vor, die zwar ein Festhalten an dem breiten Ansatz der Union vorsahen, zugleich
aber eine gewisse Revisionsbereitschaft der EU-Zielsetzungen in den Bereichen
Umwelt, soziale Standards, Investitionen und Wettbewerb signalisierten, die unter
den Entwicklungsländern Besorgnisse ausgelöst hatten. Lamy mahnte auch einen
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verstärkten Dialog mit den Entwicklungsländern im Rahmen der WTO und größe-
re Effizienz und Transparenz bei der Vorbereitung und Durchführung der WTO-
Ministertagungen an und unterstützte den Gedanken der Errichtung einer beraten-
den parlamentarischen Versammlung der WTO. Auf einer informellen Tagung der
Wirtschafts- und Handelsminister in Oporto am 17. und 18. März 2000 drängte
Kommissar Lamy die Mitgliedstaaten dazu, den Entwicklungsländern einen „gra-
duelleren" bzw. „flexibleren" Ansatz der Union in den Bereichen Investitionen,
Wettbewerb, Umwelt und klar definierte begrenzte Zielsetzungen in der Frage des
Schutzes von geistigem Eigentum in Aussicht zu stellen. Die Minister zeigten sich
hierzu jedoch nur unter der Voraussetzung einer ebensolchen „Flexibilität" der
anderen WTO-Partner bereit. In dem kritischen Bereich der Landwirtschaft zeigte
sich die Union jedoch trotz massivem Druck seitens der USA, der Cairns Gruppe
und einer breiten Mehrheit der Entwicklungsländer kaum kompromissbereit. Am
30. Juni 2000 legte die Kommission in Genf drei Positionspapiere vor, in denen sie
auf dem Recht der Union insistierte, sowohl landwirtschaftliche Kompensations-
zahlungen als auch umfangreiche Regulierungen aus übergeordneten gesellschaft-
lichen Gründen aufrechtzuerhalten. Die Kommission verwies hierbei insbesondere
auf die wachsenden Anforderungen europäischer Verbraucher hinsichtlich des
Tierschutzes und der Lebensmittelqualität hin, die sowohl Landwirten höhere
Kosten verursachen würden als auch Regulierungen (wie beispielsweise zur Kenn-
zeichnung landwirtschaftlicher Produkte) erforderlich machten, die keinesfalls als
Handelshemmnisse eingestuft werden könnten. Die Kommission stieß mit dieser
Argumentation im Rahmen der WTO jedoch kaum auf Unterstützung, so dass auch
die offenen Fragen im Bereich der Landwirtschaft den Beginn der Millennium-
Runde weiter hinauszögern könnten. Die französische Regierung kündigte im Juni
an, dass sie unter ihrer Präsidentschaft in der zweiten Jahreshälfte die Diskussionen
über das „europäische Nahrungsmittelmodell" fortsetzen wolle.

Die Position der Union in der Welthandelsorganisation wurde durch das Andau-
ern der Probleme hinsichtlich des EG-Bananenregimes nicht erleichtert. Unter dem
Druck der von der WTO genehmigten US-Handelssanktionen dauerte der EU-
interne Streit über die Reform des Regimes an. Am 14. April 2000 lehnte der
Agrarausschuss des Europäischen Parlaments die auf eine rein zolltarifliche Regu-
lierung des Bananenmarkts abzielenden Kommissionsvorschläge ab und sprach
sich für die Beibehaltung von Beihilfen und Importquoten aus, die nach Auffassung
vieler Abgeordneter durch den Schutz traditioneller und umweltfreundlicher
Produktionsweisen gerechtfertigt sei. Die Kommission kann sich im Rahmen des
Rechtsetzungsverfahrens zwar über die Position des Parlaments in dieser Frage hin-
wegsetzen, bleibt jedoch auf eine qualifizierte Mehrheit im Rat angewiesen.
Obwohl Pascal Lamy eindringlich vor den wirtschaftlichen Kosten eines weiteren
NichtVollzuges der WTO-Entscheidungen warnte, konnte aufgrund des Wider-
standes Frankreichs, Spaniens, Italiens, Griechenlands, Portugals und des Vereinig-
ten Königreichs gegen die Kommissionsvorschläge in der Ratssitzung vom 22. Mai
abermals keine Entscheidung gefunden werden.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1999/2000 223



DIE AUSSENPOLITIK DER EUROPÄISCHEN UNION

Die Union konnte jedoch auch einige positive Ergebnisse erzielen. So entschie-
den WTO-Panels in einer Reihe von Fällen, darunter die restriktiven Regelungen
Chiles und Koreas hinsichtlich des Imports alkoholischer Getränke aus der EU
sowie die amerikanischen Sanktionen gegen Stahlimporte aus privatisierten EU-
Stahlindustrien (insbesondere British Steel), zu Gunsten der europäischen Klagen.
Mit besonderer Befriedigung wurde auf europäischer Seite die am 31. März 2000
erfolgte Verurteilung des amerikanischen Anti-Dumping-Gesetzes von 1916 aufge-
nommen, das mit den WTO-Regeln unvereinbare Sanktionen vorsieht und es an
einer Reihe minimaler Verfahrensgarantien fehlen lässt. Die Union nahm auch
einen besonders aktiv teil an der Arbeit der WTO-Gremien in den Bereichen E-
commerce, öffentliches Beschaffungswesen, Subventionen und Ursprungsregeln.

Die transatlantischen Handelsbeziehungen: Fortschritte bei fortbestehenden
Differenzen

Weder die Union noch die Vereinigten Staaten können sich eine Stagnation oder gar
Krise des auf der WTO basierenden Welthandelssystems leisten. Das Scheitern der
Ministerkonferenz von Seattle hatte daher zunächst eine Bekräftigung des gemein-
sames Interesses an einem baldigen Beginn der „Millennium Runde" zur Folge. Auf
dem EU-USA-Gipfel in Washington am 17. Dezember 1999 einigten sich beide
Seiten auf eine engere Zusammenarbeit nicht nur in traditionellen Bereichen wie
Dienstleistungen, Landwirtschaft und Liberalisierung des Markzugangs, sondern
auch hinsichtlich koordinierter Bemühungen um eine stärkere Einbindung der Ent-
wicklungsländer in den WTO-Prozess und eine größere Transparenz der Welthan-
delsorganisation. Die USA erklärten sich bei dieser Gelegenheit auch bereit, nach
Japan und Kanada ebenfalls den EU-Initiativen zur Gewährung präferenziellen
Marktzugangs für die ärmsten Entwicklungsländer zu folgen. Im bilateralen Be-
reich kamen beide Seiten in Washington u.a. überein, neue Anstrengungen zur
Beendigung bestehender Handelsstreitigkeiten zu unternehmen, stärker im Bereich
der Marktregulierungen zu kooperieren, die gegenseitige Anerkennung von Nor-
men bei Verkehrssicherheitstechnologie voranzutreiben und mit Verhandlungen
zum ersten Abkommen über gegenseitige Anerkennung im Dienstleistungssektor zu
beginnen.

In den folgenden Monaten kam es dann zu einigen Fortschritten. So konnte die
Kommission am 29. März 2000 eine provisorische Einigung mit den USA über den
Schutz von europäischer Seite übermittelter persönlicher Daten erzielen. Grundlage
dieser Einigung ist die Bereitschaft der USA, eine Liste von Unternehmen zu erstel-
len, die den von der Europäischen Kommission erstellten strengeren EU-Daten-
schutzregeln genügen. Die Einigung auf dieses so genannte „sichere Hafensystem"
(„safe harbour System"), das noch formalisiert werden muss, beendete die seit der
Annahme der EU-Datenschutzrichtlinie von 1998 andauernden bilateralen Strei-
tigkeiten mit den USA, die in diesem Bereich weitgehend auf die Selbstregulierung
der Wirtschaft vertrauen. Die EU begrüßte auch die Anfang Mai 2000 erfolgte
Ankündigung der USA, ihr von einem WTO-Panel verurteiltes System von Steuer-
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Vergünstigungen für im Ausland ansässige amerikanische Verkaufsunternehmen
(„Foreign Sales Companies"), das diesen bislang Steuervorteile von bis zu 30%
gegenüber europäischen Exporteuren bringt, grundlegend zu reformieren. Die
Union setzte ihrerseits die Bemühungen um die Beilegung des Streites über hor-
monbehandeltes Rindfleisch fort. Die Kommission legte am 24. Mai 2000 neue, auf
einem neuen umfassenden wissenschaftlichen Gutachten basierende Vorschläge
vor, nach denen der Import von mit dem eindeutig als karzinogen eingestuften
Hormon Östradiol 17B behandeltes Fleisch gänzlich verboten werden soll, während
das Importverbot für mit den übrigen umstrittenen fünf Hormonen behandeltes
Fleisch ständig im Licht weiterer Analyseergebnisse überprüft und dann mögli-
cherweise partiell gelockert werden soll. Die Kommission zeigte sich hoffnungs-
voll, dass die vorgeschlagenen Regelungen zu einer Aufhebung der von der WTO
als Kompensation für die Verluste amerikanischer und kanadischer Rindfleisch-
exporteure genehmigten Handelssanktionen in Höhe von 116,8 Mio USD für die
USA und 11,3 Mio USD für Kanada führen könnten. Im Bereich Flugzeuglärm hin-
gegen stagnierten die Verhandlungen. Während die Vereinigten Staaten an ihrer
Auffassung festhielten, dass das von den EU-Fluglärmregelungen vorgesehene
Verbot der Registrierung von nur mit Schalldämpfungspaketen („Hushkits") ausge-
statteten Flugzeugen eine Diskriminierung gegen die amerikanische Luftfahrt-
industrie darstelle, und in diesem Zusammenhang sogar ein Beschwerde verfahren
im Rahmen der Internationalen Zivilluftfahrtsorganisation (ICAO) einleiteten, sah
die Union keinen Anlass von der entsprechenden Verordnung, deren Suspendierung
auf unbestimmte Zeit die USA geforderten hatten, abzurücken. Nachdem die harte
Position der Kommission im März ausdrücklich vom Parlament unterstützt worden
war, trat die Verordnung am 4. Mai 2000 unverändert in Kraft.

Nachdem die EU und Kanada bereits am 17. Juni 1999 ein wichtiges Abkommen
zur Zusammenarbeit im Bereich der Wettbewerbsregeln unterzeichnet hatten, konn-
ten die bilateralen Beziehungen während des Gipfels in Ottawa am 16. Dezember
1999 vor allem durch die Bekräftigung gemeinsamer Positionen zur „Millennium
Runde" und durch eine gemeinsame Erklärung zur Zusammenarbeit im Bereich des
E-commerce weiterentwickelt werden, die ein besonderes Schwergewicht auf
Daten- und Verbraucherschutz legte. Obwohl es nicht an fortbestehenden Differen-
zen mangelte (so beispielsweise über hormonbehandeltes Fleisch, den Amerika-
nisch-Kanadischen Automobilpakt und die Fischereipolitik), wurden diese erneut in
weniger konfliktreicher Form angegangen als im Falle der EU-USA-Beziehungen.

Neue Elemente in den Beziehungen zu wichtigen asiatischen Handelspartnern:
Japan und China

Trotz unterschiedlicher Positionen zu einigen der Prioritäten der „Millennium
Runde" arbeiteten die Union und Japan vor, während und nach der Konferenz in
Seattle eng zusammen, wobei Japan vor allem auch frühzeitig die EU-Position zur
stärkeren Berücksichtigung der Interessen der Mittelmeerländer und zur Gewäh-
rung von Handelspräferenzen unterstützte und beide Seiten ihr Interesse an neuen
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bzw. verbesserten Regelungen in den Bereichen Investitionen, Wettbewerb und
Antidumping betonten. Die japanische Regierung reagierte zunächst nur sehr zu-
rückhaltend auf die europäische Agenda im Bereich der sozialen Standards, fand
sich dann jedoch anlässlich der bilateralen Ministerkonferenz in Brüssel am 11.
Januar 2000 auch in diesem Feld zu einer gemeinsamen Interessenserklärung hin-
sichtlich eines WTO-Dialogs zur Interdependenz von Handel, Globalisierung und
Standards in der Arbeitswelt bereit. Die Aussichten für eine effiziente europäisch-
japanische Kooperation bei der Relancierung der nächsten WTO-Runde erscheinen
daher vielversprechend.

Im Bereich der bilateralen Fragen legte die Union das Schwergewicht erneut auf
die Deregulierung des japanischen Marktes, der europäische Importeure immer
noch mit bedeutenden Hürden konfrontiert. Nachdem die Kommission der japani-
schen Regierung im Juli 1999 eine Liste mit ihren Wünschen zu den Schwer-
punkten der laufenden japanischen Reformen vorgelegt hatte, wurden diese sowie
eine Reihe weiterer, im Oktober vorgelegter Vorschläge im November auf hoher
Beamtenebene und im Januar dann auch auf Ministerebene diskutiert. Die Union
begrüßte zwar die inzwischen vollzogenen Maßnahmen zur Öffnung des japani-
schen Automobil- und Pharmazeutikamarktes, mahnte jedoch mehr Fortschritte zu
den übrigen rund 40 von der Kommission eingebrachten Vorschläge an. Ebenfalls
kritisiert wurde auf europäischer Seite die immer noch ausstehende Einigung auf
das seit vier Jahren verhandelte Abkommen zur gegenseitigen Anerkennung von
Test- und Produktionszertifikaten, das auf japanischer Seite auf Probleme bei der
rechtlichen Umsetzung stößt.

Von besonderer langfristiger Bedeutung für die Entwicklung der Außenwirt-
schaftsbeziehungen der Union im asiatischen Raum waren im Berichtszeitraum die
intensiven und schwierigen Verhandlungen der Union mit der Volksrepublik China
über die Konditionen von deren Beitritt zur WTO. China hatte bereits mehr als 20
der zur Ermöglichung seines Beitritts notwendigen bilateralen Abkommen mit
anderen WTO-Mitgliedern (darunter die USA) abgeschlossen, doch die Einigung
mit der Union stand noch aus. Die Union drängte im Rahmen der Verhandlungen
auf Marktzugangskonzessionen, die mindestens den von den Vereinigten Staaten
ausgehandelten gleichkämen. Schwierig gestalteten sich die Verhandlungen vor
allem in den Bereichen Telekommunikationsdienstleistungen, Lebensversicherun-
gen, Bankensektor und bei gewissen Zollschranken. Nach teilweise sehr kompli-
zierten technischen Verhandlungen konnte am 19. Mai 2000 ein Abkommen unter-
zeichnet werden, das zentralen Forderungen der Union weitgehend entgegenkam.
Im Bereich Telekommunikation erklärte sich China sogar bereit, den Marktöff-
nungsprozess bei Mobiltelefonen zwei Jahre früher als in dem mit anderen WTO-
Partnern ausgehandelten Zeitplan zu beschleunigen. Weitere wichtige Konzessio-
nen sind die Gewährung der tatsächlichen Managementkontrolle für europäische
Partner bei „Joint ventures" im Versicherungssektor, die sofortige Gewährung von
sieben neuen Versicherungslizenzen, eine Reduzierung der Zolltarife auf Industrie-
produkte, die 40% über den mit anderen WTO-Staaten verabredeten Sätzen liegt,
die Absenkung der Zolltarife für 150 bedeutende EU-Exportprodukte von 18,6%
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auf 10,9% sowie auch erheblichen Importerleichterungen im Automobil-, Agrar-
und Bankensektor. Die erzielte Einigung dürfte eine positive Signal Wirkung für die
Entwicklung der Beziehungen zwischen der Union und China weit über die Frage
des chinesischen WTO-Beitrittes hinaus ausüben.

Entwicklung der Freihandelsdimension mit Lateinamerika: Mexiko, Mercosur und
Chile

Nach dem erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen im November 1999, trat am
1. Juli 2000 das erste Freihandelsabkommen mit Mexiko in Kraft. Damit wurden
auf EU-Seite die Zolltarife für 82% aller Industrieprodukte aus Mexiko aufgehoben,
auf mexikanischer Seite für 47% aller europäischen Industrieprodukte. Weitere
bedeutende Liberalisierungsfortschritte werden folgen, so beispielsweise im Auto-
mobilsektor im Jahr 2003 und im Chemie- und Pharmazeutikasektor 2005. Auch im
Agrarbereich ist eine erhebliche Liberalisierung vorgesehen, die bis 2010 62%
erreichen soll. Beide Seiten erwarten sich von dem Abkommen einen grundlegen-
den Wandel der Wirtschaftsbeziehungen. Die Union hofft auf eine Umkehr ihres
nach dem Beitritt Mexikos zur Nordamerikanischen Freihandelszone (NAFTA) ein-
getretenen Rückganges ihres Marktanteils von 17% auf 9% und Mexiko rechnet auf
eine Diversifizierung seines bislang hochgradig (80%) von den Vereinigten Staaten
abhängigen Handels.

Dem Freihandelsabkommen mit Mexiko kommt eine gewisse Modellwirkung
für die Entwicklung der Beziehungen zu anderen lateinamerikanischen Staaten zu.
Diese wurde bei der Eröffnung der Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen
mit der Mercosur-Gruppe (Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay) am 6.
April 2000 deutlich, bei der wie im Falle der Verhandlungen mit Mexiko drei
Verhandlungsgruppen mit den Schwerpunktthemen Güter, Dienstleistungen und
Handelsdisziplin (Ursprungsregeln, Wettbewerb, geistiges Eigentum, usw.) gebildet
wurden. Mercosur-Vertreter zeigten sich allerdings enttäuscht über die Absicht der
Union, mit den Verhandlungen über den Abbau der Zolltarife erst im Juli 2001 zu
beginnen. Dieser Zeitplan wurde der Kommission vom Rat auferlegt, wo eine Reihe
von Mitgliedstaaten zunächst das Ergebnis der multilateralen WTO-Agrarverhand-
lungen abwarten wollen. Während die Union vor allem an Marktöffnungen in den
Bereichen Industriegüter, Kapital, Dienstleistungen und öffentliches Auftragswesen
interessiert ist, bildet die Landwirtschaft, die gegenwärtig 36% der Mercosur-Ex-
porte in die EU ausmacht, ein Schwerpunktinteresse auf der lateinamerikanischen
Seite. Bei der Eröffnung der Verhandlungen in Buenos Aires machte der General-
direktor für Auswärtige Beziehungen der Kommission, Guy Legras, keinen Hehl
daraus, dass er den Agrarsektor für den schwierigsten der wahrscheinlich mehrjäh-
rigen Verhandlungen hält. Parallel zu den Mercosur-Verhandlungen wurden am 10.
April 2000 in Santiago auch Freihandelsverhandlungen mit Chile eröffnet, das mit
der Mercosur-Gruppe seit 1996 durch ein Freihandelsabkommen verbunden ist.
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Seh lussbeme rkungen

Trotz der zunehmenden Komplexität der Agenda der internationalen Wirtschafts-
beziehungen und des schwierigeren Kontextes im Rahmen der WTO erweisen sich
die Verfahren und Instrumente der Gemeinsamen Handelspolitik immer noch als
bemerkenswert effizient. Mit der fortschreitenden Ausweitung der Agenda der
WTO in neue Bereiche wird sich jedoch bald die Frage der Außenkompetenzen der
Gemeinschaft mit neuer Schärfe stellen. Es erscheint daher bedauerlich, dass eine
entsprechende Ausweitung der Außenhandelskompetenzen des Art. 133 EGV nicht
auf der Tagesordnung der im Februar 2000 begonnenen Regierungskonferenz steht.

Die Union hat sich in Seattle mit ihrer starken Betonung der entwicklungspoliti-
schen und sozialen Konsequenzen der Globalisierung als einer der innovativsten
Kräfte in der Welthandelsorganisation erwiesen. Sie wäre gewiss gut beraten, wenn
sie das wachsende Unbehagen über die Dominanz neo-liberaler Politikansätze im
Welthandel auch weiterhin ernst nehmen würde. Protestbewegungen wie die
Bauern aus Europa, Asien und dem amerikanischen Kontinent zusammenführende
„Via Campesina"-Bewegung, die regionale kulturelle und soziale Besonderheiten
der wirtschaftlichen Produktion gegen die Auswirkungen einer schrankenlosen
Globalisierung und Liberalisierung gleichsetzenden Ideologie abschirmen wollen,
stehen für die Verteidigung von überkommenen Werten und Gesellschaftsformen.
Diesem Ziel sollte sich Europa mit seinem Reichtum an kultureller Vielfalt und
Besonderheit ein gutes Stück weit verbunden fühlen.

Anmerkungen
Dieser Beitrag basiert im Wesentlichen auf einer

regelmäßigen Auswertung des „Bulletin
Quotidien Europe" und amtlicher Quellen der
Europäischen Union (vor allem der Website
der Generaldirektion Handel: http://europa.

eu.int/comm/trade/index_de.htm, und des Bul-
letins der Europäischen Union) sowie der
Welthandelsorganisation (Website: http://
www.wto.org/).
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